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Beschluss
Annahmemit Änderungen

Für eine faschismusssichere Digitalpolitik

Wir fordern die neue Bundesregierung auf, eine digitale Brandmauer gegen den Faschismus zu errichten. Diese digitale

Brandmauer muss Missbrauchspotentiale minimieren, Menschen und gesellschaftliche Gruppen ermächtigen sowie Men-

schenrechte und demokratischeWerte, insbesondere Freiheit, Gleichheit und Solidarität, schützen und fördern. Die aktuellen

Geschehnisse in den USA zeigen auf, wie Datensammlungen und -analyse genutzt werden können, um einen Staat hand-

streichartig zu übernehmen, seine Strukturen nachhaltig zu beschädigen,Widerstand zu unterbinden und marginalisierte

Gruppen zu verfolgen.

 

Wir schließen uns daher den 12 Forderungen von 29 digitalpolitischen Initiativen und Organisationen an die nächste Bundes-

regierung an. Die Forderungen wurden unter anderem vom Chaos Computer Club (CCC), dem D64 e.V., Pro Asyl e.V., Amnesty

International, digitalcourage e.V., Digitale Gesellschaft e.V. und der Open Knowledge Foundation Deutschland unterzeichnet.

 

Wir fordern daher:

 

• Die biometrische Massenüberwachung des öffentlichen Raums sowie die ungezielte biometrische Auswertung des In-

ternets wird verboten. Insbesondere wird aktiv gegen jede Form von Datenbank vorgegangen, die ungezielt Bilder, Vide-

os und Audiodateien aus dem Internet nach biometrischen Merkmalen auswertet. Die entsprechenden Befugnisse des

Bundesamts für Migration und Flüchtlinge werden zurückgenommen.

• Anlasslose undmassenhafte Vorratsdatenspeicherungwird abgelehnt. Stattdessenwerden grundrechtsschonende und

effektivere Maßnahmen der Strafverfolgung wie das Quick-Freeze-Verfahren und die Login-Falle verfolgt.

• Eine automatisierte Datenanalyse der Informationsbestände der Strafverfolgungsbehörden sowie jede Form von Predic-

tive Policing oder automatisiertes Profiling vonMenschenwird abgelehnt. Die Kooperationen deutscher undUSGeheim-

dienstewerden eingeschränkt, insbesonderewird jede Art von automatisiertemMassenaustausch von Inhalts- oderMe-

tadaten unterbunden.

• Die Überwachungsgesamtrechnung wird veröffentlicht, kontinuierlich fortgesetzt und der Umfang staatlicher Überwa-

chungsbefugnisse dementsprechend gesetzgeberisch angepasst.

• Eswird einRecht aufVerschlüsselungeingeführt. DieBundesregierung setzt sichdafür ein, dieChatkontrolle auf europäi-

scher Ebene zu verhindern und Ende-zu-Ende-Verschlüsselung sowie die Vertraulichkeit von Kommunikation insgesamt

zu schützen.

• IT-Sicherheitsforschungwird unterstützt statt kriminalisiert. Der Hackerparagraphwird abgeschafft. Es wird ein wirksa-

mes ITSchwachstellenmanagement auch für Behörden eingeführt. Das Bundesamt für Sicherheit in der Informations-

technik wird unabhängig aufgestellt.

• Die Bundesregierung setzt sich fürwirksamenKinder- und Jugendmedienschutz ein, ohne dabei durch eine verpflichten-

de Altersverifikation die Grundrechte von Kindern und Jugendlichen zu unterminieren. Die anonyme und pseudonyme

Nutzung des Internets wird geschützt und ermöglicht.

• Die Abschaffung der Bezahlkarte für Geflüchtete und die Einstellung von Handyauswertungen durch das Bundesamt

für Migration und Flüchtlinge.Wir fordern die Bundesregierung auf, sich auf europäischer Ebene gegen die überborden-

de Sammlung personenbezogener Daten geflüchteter Menschen einzusetzen und ihre Privatsphäre und Autonomie zu

respektieren
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• Privater Machtmissbrauch von Big-TechUnternehmenwird durch durchsetzungsstarke, unabhängige und grundsätzlich

föderale Aufsichtsstrukturen bekämpft, insbesondere in den Bereichen der Plattformregulierung, desDatenschutzrechts

und des Kartellrechts.

• Die Bundesregierung legt ein umfassendes Förderprogrammfür digitale öffentliche Räumeauf, die dezentral organisiert,

gesellschaftlich eingebettet, interoperabel gestaltet und quelloffen programmiert sind.

• Ein digitales Gewaltschutzgesetz wird eingeführt, das Betroffene konsequent in den Fokus stellt. Dazu gehören auch

die Reform der Impressumspflicht, die Berücksichtigung gruppenbezogener digitaler Gewalt und die Förderung von

Beratungs- und Hilfsangeboten.

• Gute digitale Bildung, die Menschen befähigt und frei zugänglich ist, muss zur Priorität werden und allen gesellschaft-

lichen Gruppen, unabhängig von Alter und Bildungsgrad, zur Verfügung stehen.Wir fordern eine umfassende Strategie

zur Förderung von Open Educational Resources und die Förderung des digitalen Ehrenamts.

 

Überweisen an

Landesgruppe
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